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Satzung des Vereins „Dorfgemeinschaft Eicken-Bruche e. V.“ 

 

Präambel 

Die „Dorfgemeinschaft Eicken-Bruche e. V.“ gibt sich folgendes Leitbild, an dem sich das 

Vereinsleben und die Arbeit der Organe, der Amts- und Funktionsträger*innen sowie aller 

sonstigen Mitarbeitenden orientieren: 

Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder des Vereins zur freiheitlich 

demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und des Landes 

Niedersachsen. 

Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz religiöser, 

weltanschaulicher und ethnischer Transparenz und Neutralität. Der Verein wendet sich 

gegen Intoleranz, Rassismus und jede Form von politischem Extremismus. Er tritt 

rassistischen, verfassungs- und fremdenfeindlichen Bestrebungen sowie jeder Form von 

Gewalt, unabhängig davon, ob sie verbaler, körperlicher, seelischer oder sexualisierter Art 

ist, entgegen. 

Der Verein fördert die Inklusion behinderter und nichtbehinderter Menschen und die 

Integration von Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt die Gleichstellung der 

Geschlechter. 

  

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

 

(1) Der Verein führt den Namen Dorfgemeinschaft Eicken-Bruche e.V. . Der Verein soll mit 

diesem Namen ins Vereinsregister eingetragen werden und nach Eintragung den 

Namenszusatz "eingetragener Verein" beziehungsweise „e.V.“ führen. 

(2) Der Sitz des Vereins ist 49324 Melle, Eicken-Bruche. 

(3) Das erste Geschäftsjahr beginnt an dem Tag der Eintragung und endet am 

darauffolgenden 31.12. Danach ist das Geschäftsjahr das Kalenderjahr. 

  

§ 2 Zweck 

 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung. 

(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Völkerverständigungsgedankens und der 

internationalen Zusammenarbeit, sowie des kulturellen Austausches. Des Weiteren soll das 

bürgerschaftliche Engagement und das Leben in der dörflichen Gemeinschaft zugunsten 

gemeinnütziger Zwecke gefördert werden.  

(3 Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

• Unterstützung von Maßnahmen für die Dorfgemeinschaft 

• Durchführung von Dorffesten 

• Organisation und Durchführung des Vier-Dörfer-Treffens 

• Gruppenreisen zu kulturellen Zwecken 

• … 
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(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person 

durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 

hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 3 Beitritt, Stimmrecht 

 

(1) Mitglied kann jede natürliche Person werden. Über den schriftlichen Aufnahmeantrag 

entscheidet der Vorstand mit relativer Mehrheit. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Im Fall 

der Annahme wird diese mit Bekanntgabe an die beantragende Person wirksam. 

(2) Die Ablehnung eines Aufnahmeantrages bedarf keiner Begründung. 

(3) Im Falle der Ablehnung eines Antrags kann eine Entscheidung der nächsten 

Mitgliederversammlung durch die betroffene Person verlangt werden. 

  

§ 4 Ausschluss 

 

(1) Einen Antrag auf Ausschluss eines Vereinsmitglieds kann jedes Mitglied des Vereins oder 

ein Vorstandsmitglied beim Vorstand stellen. Dem Betroffenen, gegen den sich der 

Ausschlussantrag richtet, ist Gelegenheit zur Stellungnahme gegenüber dem Vorstand zu 

geben. Gründe für einen Ausschluss sind unter anderem 

• die fortgesetzte Nichtzahlung von Beiträgen, 

• der fortgesetzte oder gravierende Verstoß gegen Vereinspflichten, insbesondere die 

 Vereinssatzung sowie Beschlüsse der Mitgliederversammlung oder des Vorstands, 

• vereinsschädigendes Verhalten, insbesondere durch Äußerung extremistischer 

      verfassungsfeindlicher Gesinnung bzw. Haltung innerhalb oder außerhalb des Ver-       

eins oder durch die Mitgliedschaft in einer extremistischen Partei oder Organisation 

• vorsätzliche Straftaten zu Lasten des Vereins oder Vereinsmitgliedern im Rahmen 

     des Vereinslebens, 

• oder ähnlich schwerwiegende Gründe. 

(2) Der Vorstand soll prüfen, ob eine Abmahnung oder eine sonstige Sanktion 

beziehungsweise Regelung ausreichend erscheint. Andernfalls kann der Vorstand einen 

Ausschluss einmütig beschließen. 

(3) Im Falle der Ablehnung eines Antrags auf Ausschluss können die Mehrheit des Vorstands 

oder 10 Prozent der Mitglieder eine Abstimmung der Mitgliederversammlung verlangen. Die 

Mitgliederversammlung kann mit einer Mehrheit von Dreiviertel der abgegebenen Stimmen 

einen Ausschluss beschließen. 

(4) Der Ausschluss wird durch Bekanntgabe an die ausgeschlossene Person wirksam. 

Überzahlte Mitgliedsbeiträge sind zu erstatten. Im Übrigen gelten bei einem 

Vereinsausschluss die Rechtsfolgen wie bei einer Kündigung. 
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§ 5 Kündigung, Austritt 

 

(1) Die Kündigung der Mitgliedschaft muss schriftlich gegenüber einem Vorstandsmitglied 

erklärt werden. 

(2) Die Kündigungsfrist beträgt sechs Wochen zum 31.12. des Kalenderjahrs. 

(3) Vor Austritt entstandene Mitgliedsbeiträge sind zu zahlen. 

  

§ 6 Mitgliedsbeitrag und Beitrittsgebühr 

 

Ohne anderslautenden Beschluss der Mitgliederversammlung wird keine Beitrittsgebühr, 

sondern ein jährlicher Mitgliedsbeitrag von mindestens 12 € erhoben.     

  

§ 7 Organe 

 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

  

§ 8 Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig für folgende Angelegenheiten: 

• Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands 

• Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer  

• Entlastung des Vorstands 

• Wahl der Mitglieder des Vorstands und der Kassenprüfer 

• Änderung der Satzung 

• Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder  

• Änderung des Vereinszwecks 

• Auflösung des Vereins  

(2) Mindestens einmal im Kalenderjahr ist vom Vorstand eine ordentliche Mitgliederver an 

die letzte bekannte E-Mail-Adresse des Mitglieds. Aus diesem Grund wird die E-Mail-Adresse 

der Mitglieder erhoben und gespeichert. Eine Einladung per Post in Textform erfolgt nur, 

wenn das Mitglied keine E-Mail-Adresse benennen kann. Die Einladungsfrist beträgt zwei 

Wochen. Der Einladung ist eine Tagesordnung beizufügen. 

(3) Ein bis eine Woche vor dem Versammlungstermin eingegangener Antrag eines Mitglieds 

ist in die Tagesordnung aufzunehmen. 

(4) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es 

das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies 

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

(5) Sitzungsleitung und Hausrecht auf der Mitgliederversammlung obliegen dem Vorstand. 

Der Vorstand kann die Sitzungsleitung delegieren. 
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(6) Die Mitgliederversammlung wählt alle zwei Jahre zwei Kassenprüfer. Diese müssen 

Mitglieder des Vereins und dürfen keine Mitglieder des Vorstands sein. Scheidet ein 

Kassenprüfer während seiner Amtszeit aus dem Amt aus, so wählt die 

Mitgliederversammlung auf ihrer nächsten Sitzung einen Ersatz für den Rest der Amtszeit. 

Die Kassenprüfer haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung jederzeit zu 

überprüfen. Das Prüfungsrecht erstreckt sich nur auf die buchhalterische Richtigkeit, nicht 

auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge. Darüber haben sie der Mitgliederversammlung 

Bericht zu erstatten. 

(7) Die Mitgliederversammlung ist grundsätzlich nicht-öffentlich. Der Vorstand kann einzelne 

Gäste (zum Beispiel Pressevertreter, Referenten usw.) zulassen oder die Teilnahme externer 

Personen insgesamt erlauben. 

(8) Auf der Mitgliederversammlung muss der Vorstand über das abgelaufene Geschäftsjahr 

und die Zeit danach bis zur Mitgliederversammlung berichten. Der Vorstand kann einen 

schriftlichen Tätigkeitsbericht vorlegen. Der Vorstand soll einen Ausblick auf die geplanten 

Aktivitäten des Vereins geben. 

(9) Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Für 

Satzungsänderungen ist eine Dreiviertelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, für 

die Änderung des Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins eine Mehrheit von vier 

Fünfteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(10) Das Versammlungsprotokoll ist vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu 

unterschreiben. Es muss enthalten: 

• Ort und Zeit der Versammlung 

• Name des Versammlungsleiters und des Protokollführers 

• Zahl der erschienenen Mitglieder 

• Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der Beschlussfähigkeit 

• die Tagesordnung 

• die gestellten Anträge, das Abstimmungsergebnis (Zahl der Ja-Stimmen, Zahl der 

 Nein-Stimmen, Zahl der Enthaltungen, Zahl der ungültigen Stimmen) 

• die Art der Abstimmung 

• Satzungs- und Zweckänderungsanträge in vollem Wortlaut 

• Beschlüsse in vollem Wortlaut 

 

§ 9 Vorstand 

 

(1) Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 Bürgerliches 

Gesetzbuch (BGB) und die Führung seiner Geschäfte. Rechtsgeschäfte, die zu einer 

Verpflichtung des Vereins über 500 Euro führen, bedürfen der Vertretung durch zwei 

Vorstandsmitglieder. 

Zur Umsetzung der Vereinszwecke kann der Vorstand Ausschüsse & Arbeitsgruppen bilden. 

(2) Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzenden und mindestens zwei, höchstens vier 

Vertretern. 
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(3) Der Vorsitzende vertritt den Verein allein. Im Übrigen vertreten den Verein zwei 

Vorstandsmitglieder gemeinsam. 

(4) Die Mitglieder des Vorstands werden einzeln, in geheimer Wahl und mit der Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren 

gewählt. Ein Mitglied bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines 

Nachfolgers im Amt. 

(5) Der Vorstand wählt in derselben Mitgliederversammlung aus seiner Mitte einen 

Vorsitzenden. 

(6) Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins sein; mit der Mitgliedschaft 

im Verein endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand. Alle Mitglieder des Vorstands müssen 

voll geschäftsfähig sein. 

(7) Die Wiederwahl aller Mitglieder des Vorstands ist zulässig. 

(8) Der Rücktritt eines Vorstandsmitglieds ist schriftlich gegenüber einem anderen 

Vorstandsmitglied zu erklären. 

(9) Die Vorstandstätigkeit endet mit Zugang einer entsprechenden Erklärung nach Abs. 8, 

dem Verlust der Geschäftsfähigkeit oder dem Tod. 

(10) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die 

verbleibenden Mitglieder des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des 

Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen, wenn andernfalls 

die Mindestzahl der Vorstandsmitglieder unterschritten würde. 

(11) Scheidet der Vorsitzende aus, so wählt der verbliebene Vorstand aus seiner Mitte einen 

neuen Vorsitzenden für den Rest der Legislaturperiode. Dies kann auch ein nach Abs. 10 

nachgerücktes Vorstandsmitglied sein. 

(12) Der Widerruf der Berufung zum Vorstand (auch die Abberufung oder Abwahl) durch die 

Mitgliederversammlung ist nur aus wichtigem Grund im Sinne des § 27 Absatz 2 BGB 

möglich. 

 

§ 10 Stimmrecht, Wahlen, Abstimmungen, Beschlussfähigkeit 

 

(1) Jedes Mitglied hat eine Stimme bei allen Wahlen und Abstimmungen im Verein. Bei 

Geschäftsunfähigen wird das Stimmrecht durch den gesetzlichen Vertreter ausgeübt. 

(2) Das Stimmrecht auf der Mitgliederversammlung kann auf ein anderes Mitglied 

übertragen werden. Eine entsprechende schriftliche Erklärung muss vor Sitzungsbeginn 

dem Vorstand vorliegen. Kein Mitglied kann mehr als fünf Stimmrechte ausüben. 

(3) Alle Wahlen und Abstimmungen sind nicht geheim, es sei denn, die Satzung bestimmt 

dies. Die Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann bestimmen, dass eine Wahl oder 

Abstimmung geheim zu erfolgen hat. 

(4) Eine ordnungsgemäß eingeladene Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl 

der anwesenden Mitglieder immer beschlussfähig. 
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§ 11 Haftung 

 

(1) Personen, die mit Zustimmung des Vereins für diesen tätig sind, haften dabei für dem 

Verein zugefügte Schäden nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 

(2) Personen, die mit Zustimmung des Vereins für diesen tätig sind, sind von der Haftung, 

die dabei gegenüber Dritten entsteht, freizustellen; es sei denn, sie haben den Schaden 

vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht. 

(3) Abs. 1 und Abs. 2 gelten auch für den Vorstand. 

(4) Personen, die im Auftrag oder mit Zustimmung des Vorstandes für den Verein tätig 

werden, haben einen Anspruch auf Ersatz notwendiger Kosten im Sinne des § 670 BGB. 

 

§ 12 Datenschutzklausel 

 

(1) Der Verein verarbeitet zur Erfüllung der in dieser Satzung definierten Aufgaben und des 

Zwecks des Vereins personenbezogene Daten und Daten über persönliche und 

sachbezogene Verhältnisse seiner Mitglieder. Diese Daten werden darüber hinaus 

gespeichert, übermittelt und verändert. 

(2) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung 

stimmen die Mitglieder der 

• Speicherung 

• Bearbeitung 

• Verarbeitung 

• Übermittlung 

ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben und Zwecke des 

Vereins zu. Eine anderweitige Datenverwendung (beispielsweise Datenverkauf) ist nicht 

statthaft. 

(3) Jedes Mitglied hat das Recht auf 

• Auskunft über seine gespeicherten Daten 

• Berichtigung seiner gespeicherten Daten im Falle der Unrichtigkeit 

• Sperrung seiner Daten  

• Löschung seiner Daten 

(4) Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung 

stimmen die Mitglieder der Veröffentlichung von Bildern und Namen in Print- und 

Telemedien sowie elektronischen Medien zu. 
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§ 13 Auflösung des Vereins 

 

(1) Die Änderung des Zweckes und die Auflösung des Vereins kann nur in einer 

Mitgliederversammlung mit der in § 8 dieser Satzung geregelten Stimmenmehrheit 

beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die 

Mitglieder des Vorstandes gemäß § 9 dieser Satzung gemeinsam vertretungsberechtigte 

Liquidatoren. Das gilt auch, wenn der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder 

seine Rechtsfähigkeit verliert. 

(2) Bei Wegfall des gemeinnützigen Zweckes sowie bei Auflösung des Vereins fällt das 

Vermögen des Vereins an die Stadt Melle, die es für gemeinnützige Zwecke zu verwenden 

hat. 

 

§ 14 Inkrafttreten 

 

Die Satzung wurde bei der Gründungsversammlung am 27. März 2025 in Melle/Eicken-

Bruche beschlossen und tritt mit Eintragung des Vereins in das Vereinsregister in Kraft. 

 


